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leitung zum Alkoholmißbrauch i. S. des § 147 StGB ist 
ferner zu bejahen, wenn das Verleiten zum Alkohol­
genuß ständig geschieht und es zu einer Gewöhnung 
des Jugendlichen an Alkohol bzw. zu Trunkenheits­
zuständen kommt. Das Kriterium „Alkoholmißbrauch“ 
bringt zum Ausdruck, daß nicht jede Verleitung eines 
Jugendlichen zu übermäßigem Alkoholgenuß zur Be­
strafung führt. Vielmehr erfaßt das Strafrecht diejeni­
gen Fälle, bei denen es sich um eine „Einwirkung von 
erheblichem Intensitätsgrad“ handelt10.
Nach § 14 Abs. 1 Ziff. 3 der VO werden Ordnungsstrafen 
für den Fall der vorsätzlichen oder fahrlässigen Zu­
widerhandlung gegen § 7 Abs. 1 Ziff. 2 der VO ange­
droht. Ein fahrlässiger Verstoß kann vorliegen, wenn 
Erwachsene auf Grund früherer Vorkommnisse damit 
rechnen mußten, daß Jugendliche von vorrätigen alkoho­
lischen Getränken übermäßige Mengen zu sich neh­
men.
Sehr wichtig ist auch § 8 der VO, der die Leiter der- 
Handelsorgane, die Gaststättenleiter, Leiter der Jugend­
klubhäuser, anderer Jugendeinrichtungen sowie auch 
staatlicher und gewerkschaftlicher Klubhäuser dafür 
verantwortlich macht, daß in ihren Einrichtungen ge­
nügend alkoholfreie und alkoholarme Getränke ange- 
boten werden.

Zur Beschränkung des Aufenthalts 
in öffentlichen Einrichtungen

Die Regelung der §§ 9 bis 11 der VO geht vom Bil- 
dungs- und Erziehungsgehalt der verschiedenen Kultur- 
und Vergnügungseinrichtungen sowie vom Alter der 
Kinder und Jugendlichen aus. Dabei wurde berücksich­
tigt, daß sich das gemeinschaftliche Erleben und Mit­
gestalten auf geistig-kulturellem Gebiet immer stärker 
entwickelt. So wurden z. B. die Zeitgrenzen für den 
Aufenthalt in Gaststätten gegenüber der alten Verord­
nung herunter- und die für die Teilnahme an Tanz­
veranstaltungen heraufgesetzt. Der Besuch von Thea­
tern unterliegt keiner Zeitbeschränkung.
Der Aufenthalt in Gaststätten ist für Kinder bis 19 Uhr, 
für Jugendliche bis 16 Jahre bis 21 Uhr und für Jugend­
liche bis 18 Jahre bis 22 Uhr festgelegt. Befinden sich 
Kinder oder Jugendliche in Begleitung Erziehungs­
berechtigter oder anderer Erwachsener, dann dürfen 
sie sich zwei Stunden über die genannten Zeitgrenzen 
hinaus in Gaststätten, Klubeinrichtungen und Vergnü­
gungsparks aufhalten (§ 10 Abs. 2 der VO). Andere Er­
wachsene können z. B. Lehrer, Erzieher, Jugendfunk­
tionäre und Leiter von Vorbereitungsstunden im Rah­
men der Jugendweihe sein; diese Personen müssen in 
einem näheren Erziehungsverhältnis zu den Kindern 
und Jugendlichen stehen und die Zustimmung der Er­
ziehungsberechtigten für die Begleitung haben.
Diese Ausnahmeregelung beachtet, daß heute Eltern in 
stärkerem Maße gemeinsam mit ihren Kindern am 
kulturellen Leben teilnehmen und daß nach einem 
Theater- oder Kinobesuch u. U. noch eine Gaststätte 
aufgesucht wird.
Eine wesentliche Veränderung hat die Teilnahmemög­
lichkeit der 14- bis 16jährigen an Tanzveranstaltungen 
sowohl gegenüber der alten Verordnung als auch 
gegenüber dem Entwurf der neuen Verordnung erfah­
ren. Auf der Grundlage des sich immer stärker ent­
wickelnden kulturellen Niveaus der Jugendtanzveran- 
staltungen und anderer öffentlicher Tanzveranstaltungen 
sowie des Entwicklungsstandes der 14- bis 16jährigen 
Persönlichkeit erhalten diese Jugendlichen die Möglich­
keit, bis 22 Uhr ohne Begleitung Erziehungsberechtigter 
in Tanzveranstaltungen zu bleiben.

i<> Vgl. StGB-Lehrkommenlar, Berlin 1969, Anm. 1 zu § 147 
(Bd. 2, S. 128).

■ Die Erziehungsberechtigten haben innerhalb der in § 10 
der VO gesetzlich festgelegten Zeitgrenzen die indivi­
duelle Zeitgrenze für den Aufenthalt ihrer Kinder in 
öffentlichen Einrichtungen nach pädagogischen Gesichts­
punkten zu bestimmen. Es kann durchaus richtig sein, 
daß Eltern von ihren Kindern verlangen, schon vor 
Ablauf der gesetzlichen Zeitgrenze von einer Tanz­
veranstaltung o. ä. nach Hause zu kommen.
Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Leiter oder Inhaber 
öffentlicher Filmtheater oder Veranstalter von Film­
vorführungen in nichtgewerblichen Spielstellen Kinder 
und Jugendliche zum Besuch von Filmveranstaltungen 
zuläßt, obwohl das Programm nicht für das ent­
sprechende Alter freigegeben ist, kann mit Ordnungs­
strafe bzw. Ordnungsgeld belegt werden. Es wird nicht 
als Verstoß gegen die Bestimmungen angesehen, wenn 
Kinder die zweite Filmvorstellung des Tages erst nach 
deren Beendigung zwischen 19 und 20 Uhr verlassen. 
Das gleiche trifft bei Abendfilmen mit Überlängen, die 
nach 22 Uhr enden, für Jugendliche bis 16 Jahre zu.
Die Leiter und das Personal von Einrichtungen, die in 
§ 10 genannt werden, können ebenfalls mit Ordnungs­
strafe belegt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahr­
lässig nicht verhindern, daß sich Kinder und Jugend­
liche nach den angegebenen Zeitgrenzen in ihren Ein­
richtungen aufhalten. Erziehungsberechtigte können 
ordnungsstrafrechtlich zur Verantwortung gezogen wer­
den, wenn sie nicht veranlassen, daß Kinder und Ju­
gendliche, die sich in ihrer Begleitung befinden, die 
entsprechenden Einrichtungen zu den in § 10 Abs. 2 
festgelegten Zeiten verlassen.
Für Veranstaltungen der Parteien, der Jugendorganisa­
tion, der Sportvereine, Schulen und Betriebe enthält 
§ 11 der VO eine Ausnahmeregelung. Danach sind unter 
bestimmten Voraussetzungen die Zeitbeschränkungen 
gemäß § 10 aufgehoben. Dies entbindet die Erziehungs­
berechtigten und den Veranstalter aber nicht von der 
Pflicht, im Einzelfall genau zu prüfen, ob es unbedingt 
notwendig ist, daß Jugendliche unter 16 Jahren länger 
als bis 24 Uhr an der Veranstaltung teilnehmen.

Wahrnehmung der Aufgaben und Kontrolle 
der Kinder- und Jugendschutzbestimmungen

Zur Wahrnehmung der Aufgaben, die sich aus der 
Beschränkung des Alkohol- und Tabakwarenverkaufs 
sowie der Aufenthaltszeiten ergeben, sind die Leiter, 
das Verkaufspersonal und das Personal, das in den 
öffentlichen Einrichtungen Einlaßdienst versieht, nach 
§ 12 der VO berechtigt, Einsicht in den Personalausweis 
zu nehmen, wenn dies zur Feststellung des Alters not­
wendig ist. Die Übertragung dieses Utechts an die ge­
nannten Personen stellt eine wesentliche Ergänzung 
gegenüber der Regelung von 1955 dar.
§ 13 regelt die Verantwortung für die Kontrolle der 
Einhaltung der Bestimmungen zum Schutz der Kinder 
und Jugendlichen. Der Kreis der hier Verantwort­
lichen wurde erweitert; in die regelmäßig durchzufüh­
renden Kontrollen sind die in den einzelnen Bereichen 
tätigen ehrenamtlichen Kräfte, z. B. Beiräte, einzube­
ziehen.

Ergebnisse der öffentlichen Diskussion 
über den Entwurf der Verordnung

Gemäß dem Beschluß des Präsidiums.des Ministerrates 
der DDR vom 11. September 1968 fand in den letzten 
Monaten des Jahres 1968 über den Entwurf der Ver­
ordnung eine öffentliche Diskussion statt, an der sich 
etwa 400 000 Bürger — Jugendliche, Pädagogen, Mitar­
beiter staatlicher Organe, Handels- und Kulturfunktio­
näre, Vertreter sozialistischer Arbeitskoilektive, Mit-
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